 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100516/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Mag. Andrea Ebner in der
Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 10. Februar 2021
gegen den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 14. Janner 2021 betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2015 zu Recht:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

IIl. Eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zul3ssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer bezog im Streitjahren 2015 Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit
und machte in seiner Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung vom 17. Dezember 2020 den
nunmebhr strittigen Alleinverdienerabsetzbetrag geltend.

Mit Bescheid vom 14. Janner 2021 setzte die belangte Behorde die Einkommensteuer mit

EUR -596,00 ohne Beriicksichtigung des Alleinverdienerabsetzbetrags fest, weil der
Beschwerdefiihrer keine Kinder habe, fir die er oder seine Ehefrau mindestens sieben Monate
des Streitjahres den Kinderabsetzbetrag erhalten hatten.

Dagegen richtete sich die Beschwerde vom 10. Februar 2021, in welcher der Beschwerdefiihrer
die Nichtberiicksichtigung der Verminderung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit durch die
Unterhaltspflicht fir die einkommenslose Ehegattin in Form des Alleinverdienerabsetzbetrages
monierte. Zusammengefasst wiirde die Nichtberiicksichtigung sowohl dem Verfassungsrecht,
als auch Unionsrecht widersprechen. Der Beschwerdefiihrer beantragte die Direktvorlage an
das Bundesfinanzgericht.
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Mit Bescheid vom 17. Februar 2021 verfiigte die belangte Behoérde die Aussetzung der
Entscheidung liber die Beschwerde vom 10. Februar 2021 gegen den angefochtenen
Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2015 gemals § 271 Abs. 1 BAO, weil in der gleichen
Rechtsfrage beim Bundesfinanzgericht unter der GZ RV/7102750/2020 ein Verfahren anhangig
sei, dessen Ausgang von wesentlicher Bedeutung fiir die Entscheidung lber die
gegenstandliche Beschwerde sei.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 25. Februar 2021 wies die belangte Behorde die
Beschwerde als unbegriindet ab und verwies in ihrer Begriindung auf die Entscheidung des
Bundesfinanzgerichtes vom 23. Februar 2021, GZ RV/7102750/2020.

Mit Schreiben vom 25. Februar 2021 (eingelangt bei der belangten Behdrde am

26. Februar 2021) erhob der Beschwerdefiihrer Beschwerde gegen den Aussetzungsbescheid
vom 17. Februar 2021. Die belangte Behorde wertete dieses Schreiben zudem als
Vorlageantrag betreffen die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid des

Jahres 2015.

Am 9. Marz 2021 legte die belangte Behérde die Beschwerden gegen den Aussetzungsbescheid
sowie gegen den Einkommensteuerbescheid des Jahres 2015 dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor. Im Vorlagebericht beantragte sie die Gegenstandsloserklarung der
Beschwerde gegen den Aussetzungsbescheid sowie die Abweisung der Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid des Jahres 2015.

Mit Schreiben vom 26. Marz 2021 stellte der Beschwerdefiihrer einen (ausdricklichen)
Vorlageantrag. Dabei nahm er auf die Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes vom

23. Februar 2021 GZ RV/7102750/2020 das Vorjahr betreffend Bezug und dass die ebenfalls
den Alleinverdienerabsetzbetrag betreffende Entscheidung rechtswidrig sei.

Es ist darauf hinzuweisen, dass in der gleichen Rechtsfrage des Alleinverdienerabsetzbetrages
die Einkommensteuer der Vorjahre 2011 bis 2014 des Beschwerdefiihrers betreffend bereits
Verfahren vor dem unabhéangigen Finanzsenat bzw Bundesfinanzgericht sowie den nationalen
Hochstgerichten anhangig waren (zur Einkommensteuer 2011 siehe UFS 11. Juli 2012,

GZ RV/1715-W-12; VfGH 21. Februar 2013, B 1064/12-3; VWGH 18. September 2013,
2013/13/0049; zur Einkommensteuer 2012 siehe BFG 4. April 2017, GZ RV/7103736/2015;
VWGH 26. Juli 2017, Ra 2017/13/00037; zur Einkommensteuer 2013 siehe

BFG 6. Dezember 2018, GZ RV/7104916/2018; VWGH 12. Juni 2019, Ra 2019/13/0022,

Fr 2019/13/0001 und zur Einkommensteuer 2014 siehe BFG 23. Februar 2021,

GZ RV/7102750/2020; VfGH anhangig zu Zahl E 1289/2021).
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Beschwerdefiihrer bezog im Veranlagungsjahr 2015 Eink{infte aus nichtselbststandiger
Arbeit (Lohnzettel) und machte in seiner Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung fiir das
Jahr 2015 den Alleinverdienerabsetzbetrag geltend. Es liegt ein reiner Inlandssachverhalt vor.

Der Beschwerdefiihrer und seine Ehefrau haben im Streitjahr 2015 unstrittig keine
Familienbeihilfe (flir mindestens sieben Monate) fiir Kinder bezogen.

Die Einklinfte der Ehefrau des Beschwerdefiihrers lagen im Streitjahr 2015 unstrittig unter
EUR 6.000,00.

Der Beschwerdefiihrer beantragte in der im Adressfeld an das Finanzamt Wien 2/20/21/22
gerichteten Beschwerde vom 10. Februar 2021 gegen den Einkommensteuerbescheid fir das
Jahr 2015 von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abzusehen.

Die Beschwerdevorentscheidung vom 25. Februar 2021 betreffend die Einkommensteuer fir
das Jahr 2015 wurde am 1. Méarz 2021 ,,normal” an den Beschwerdefiihrer versandt
(aktenkundige Bescheidinformation). Sie ist ihm jedenfalls nach dem 1. Marz 2021 zugegangen.

Im Schreiben vom 25. Februar 2021 beschwerte sich der Beschwerdefiihrer gegen den
Aussetzungsbescheid vom 17. Februar 2021 und wiederholte sein bereits in der Beschwerde
geduBertes Vorlagebegehren.

Im Schreiben vom 26. Marz 2021 begehrte der Beschwerdefiihrer ausdriicklich die Vorlage
seiner Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahres 2015.

2. Beweiswiirdigung
Die Sachverhaltsfeststellungen griinden sich auf den Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes.

Das Vorbringen des Beschwerdefiihrers in der Erklarung zur Arbeitnehmerinnenveranlagung
fir das Jahr 2015, wonach die jahrlichen Einkiinfte seine Ehefrau EUR 6.000,00 nicht
Uberstiegen hatten sowie dass das Ehepaar im Streitjahr keine Familienbeihilfe fiir mindestens
sieben Monate bezogen habe, erscheint dem Bundesfinanzgericht glaubhaft und wird in den
Beschwerdeausfiihrungen wiederholt. Die belangte Behdrde tritt diesen Sachverhaltsangaben
auch nicht entgegen, sodass fiir das Bundesfinanzgericht kein Grund zum Zweifel an diesen
Angaben des Beschwerdefiihrers besteht.

Dass ein grenziiberschreitender Sachverhalt vorliegt wird weder vom Beschwerdefiihrer
behauptet, noch ergeben sich hieflir Anhaltspunkte aus den dem Bundesfinanzgericht im
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Verwaltungsakt vorgelegten Unterlagen. Das Bundesfinanzgericht geht daher im
Beschwerdefall von einem reinen Inlandssachverhalt aus.

Nach dem Gesamtbild der Verhaltnisse durfte das Bundesfinanzgericht daher in freier
Beweiswiirdigung von den obigen Sachverhaltsfeststellungen ausgehen.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Die Ubergangsbestimmungen zur Finanz-Organisationsreform 2020 sehen in § 323b Abs. 6 BAO
vor, dass Anbringen bis 31. Dezember 2021, fiir deren Behandlung das Finanzamt Osterreich
zustandig ist, auch unter Verwendung der Bezeichnung der Finanzamter gemall § 4

AVOG 2010-DV, BGBI Il Nr 2010/165, idF BGBI Il Nr 2016/375, sowie unter Verwendung der
zum 31. Dezember 2020 kundgemachten Anschriften der Finanzamter wirksam eingebracht
werden kdnnen.

Die in der Anschrift an das (vormalige) Finanzamt Wien 2/20/21/22 gerichtete Beschwerde
vom 10. Februar 2021 ist somit nach § 323b Abs. 6 BAO als wirksam eingebracht anzusehen.

Vorlageantrag

§ 85 BAO regelt die Anbringen zur Geltendmachung von Rechten oder zur Erflllung von
Verpflichtungen (insbesondere Erklarungen, Antrage, Beantwortungen von
Bedenkenvorhalten, Rechtsmittel).

Gemal § 262 Abs. 2 BAO hat die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung zu unterbleiben,
wenn dies in der Bescheidbeschwerde beantragt wird und wenn die Abgabenbehdrde die
Bescheidbeschwerde innerhalb von drei Monaten ab ihrem Einlagen dem Verwaltungsgericht
vorlegt.

Gemal § 264 Abs. 1 BAO kann gegen eine Beschwerdevorentscheidung innerhalb eines
Monats ab Bekanntgabe (§ 97 BAO) der Antrag auf Entscheidung liber die Bescheidbeschwerde
durch das Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag).

GemalR § 97 Abs. 1 BAO werden Erledigungen dadurch wirksam, das sie demjenigen
bekanntgegeben werden, fir den sie ihrem Inhalt nach bestimmt sind. Die Bekanntgabe erfolgt
nach lit a leg cit bei — wie im Beschwerdefall — schriftlichen Erledigungen grundsatzlich durch
Zustellung.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind Parteierklarungen nach
ihrem objektiven Erklarungswert auszulegen. Es kommt darauf an, wie die Erklarung unter
Berlicksichtigung der konkreten gesetzlichen Regelung, des Verfahrenszweckes und der der
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Behorde vorliegenden Aktenlage objektiv verstanden werden muss. Bei undeutlichem Inhalt
eines Anbringens ist die Absicht der Partei zu erforschen. Im Zweifel ist dem Anbringen einer
Partei, das sie zur Wahrung ihrer Rechte stellt, nicht ein solcher Inhalt beizumessen, der ihr die
Rechtsverteidigungsmoglichkeit nimmt. Es besteht aber keine Befugnis oder Pflicht der
Behorde, von der Partei tatsachlich nicht erstattete Erklarungen aus der Erwadgung als erstattet
zu fingieren, dass der Kontext des Parteivorbringens die Erstattung der nicht erstatteten
Erklarung nach behordlicher Beurteilung als notwendig, ratsam oder empfehlenswert
erscheinen lasst (vgl VWGH 7. Mai 2020, Ra 2018/16/0042, mwN).

Im Beschwerdeverfahren haben die Verwaltungsgerichte die Obliegenheiten, die den
Abgabenbehdrden auferlegt sind (§ 269 Abs. 1 BAO).

Mit Schreiben vom 25. Februar 2021 erhob der Beschwerdefiihrer Beschwerde gegen den
Aussetzungsbescheid vom 17. Februar 2021. Darin flhrte er aus, er ,ersuche daher das
Finanzamt, den hier angefochtenen Bescheid [Aussetzungsbescheid] mit
Beschwerdevorentscheidung wieder aufzuheben und die Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid 2015 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorzulegen. Sollte
sich das Finanzamt nicht zu einer stattgebenden Beschwerdevorentscheidung entschliefsen
kénnen, so begehre ich, daf$ beide Beschwerden ungesdumt und ohne abweisliche
Beschwerdevorentscheidung dem Bundesfinanzgericht vorgelegt werden.” Die belangte
Behorde wertete dieses Schreiben vom 25. Februar 2021 (auch) als Vorlageantrag betreffend
den Einkommensteuerbescheid des Jahres 2015. Das Bundesfinanzgericht teilt die Ansicht der
belangten Behorde hinsichtlich der rechtlichen Qualifikation als Vorlageantrag nicht.

Ein Vorlageantrag setzt nach § 264 Abs. 1 BAO unabdingbar eine Beschwerdevorentscheidung
voraus. Vorher gestellte Vorlageantrage sind vom Verwaltungsgericht zuriickzuweisen (vgl Ritz,
BAQS®, § 264 Tz 6, mwN).

Die Zustellung der Beschwerdevorentscheidung vom 25. Februar 2021 wurde am 1. Marz 2021
veranlasst. Das Schreiben des Beschwerdefiihrers vom 25. Februar 2021 langte am

26. Februar 2021, somit in jedem Fall vor Zustellung der Beschwerdevorentscheidung vom

25. Februar 2021 an den Beschwerdefihrer bei der belangten Behorde ein. Ein vor Ergehen der

Beschwerdevorentscheidung gestellter Vorlageantrag ware somit zuriickzuweisen gewesen.

Am 26. Marz 2021 stellte der Beschwerdefiihrer einen ausdricklichen Vorlageantrag. Den
Ausfuhrungen dieses Schriftsatzes ist zu entnehmen, dass seitens des Beschwerdefiihrers mit
Schreiben vom 25. Februar 2021 noch nicht die Stellung eines Vorlageantrages intendiert war
(,Aus ihren Ausfiihrungen im Vorlagebericht zum Sachverhalt ist zu ersehen, dafs Sie meine
Beschwerde gegen den Aussetzungsbescheid auch als Vorlageantrag qualifizieren. Dagegen
habe ich zwar nichts einzuwenden, kann aber nicht sicher sein, daf8 das Gericht lhre Ansicht
teilen wird. Daher stelle ich hiermit ausdriicklich den Antrag auf Entscheidung (iber meine
Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2015 durch das Bundesfinanzgericht.”).
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Zudem beantragte der Beschwerdefiihrer bereits in der Beschwerde vom 10. Februar 2021
gegen den Einkommensteuerbescheid des Jahre 2015 von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung abzusehen. Dieses Begehren wiederholte er in den Ausfiihrungen
des Schriftsatzes vom 25. Februar 2021.

In Zusammenschau deutet das Bundesfinanzgericht das vor Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung vom 25. Februar 2021 bei der belangten Behérde eingelangte
Schreiben vom 25. Februar 2021 somit (neben der primar intendierten Beschwerde gegen den
Aussetzungsbescheid) als Urgenz der Direktvorlage ohne Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung an das Bundesfinanzgericht. Dies vor allem vor dem Hintergrund,
dass im Zweifel dem Anbringen einer Partei, das sie zur Wahrung ihrer Rechte stellt, nicht ein
solcher Inhalt beizumessen ist, der ihr die Rechtsverteidigungsmoglichkeit nimmt (vgl nochmals
VWGH 7. Mai 2020, Ra 2018/16/0042, mwN).

Mit Schreiben vom 26. Marz 2021 stellte der Beschwerdefiihrer in der Folge rechtzeitig einen
ausdricklichen Vorlageantrag betreffend die Einkommensteuer fiir das Jahr 2015, wodurch das
Bundesfinanzgericht Giber die Beschwerde vom 10. Februar 2021 zu entscheiden hatte.

Alleinverdienerabsetzbetrag

§ 33 Abs. 4 Z 1 EStG 1988 in der im Beschwerdefall maBgebenden Fassung BGBI | Nr 2011/112
lautet:

,(4) Dartiber hinaus stehen folgende Absetzbetrége zu:

1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser betrdgt jihrlich

- bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 494 Euro,

- bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 669 Euro.

Dieser Betrag erhéht sich fiir das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um jeweils 220
Euro jéhrlich.

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1), die mehr als
sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene Partner sind und von ihren
unbeschrénkt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd getrennt
leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschrdnkt steuerpflichtigen Person in einer
Lebensgemeinschaft leben. Fiir Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 4 ist die unbeschrdnkte
Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht erforderlich. Voraussetzung ist,
dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkiinfte von héchstens 6 000 Euro jéhrlich erzielt. Die
nach § 3 Abs. 1 Z4 lit. a, weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 und auf Grund
zwischenstaatlicher oder anderer vélkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreien Einkiinfte sind
in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkiinfte sind nicht zu beriicksichtigen.
Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur einem der (Ehe-)Partner zu. Erfiillen beide (Ehe-
)Partner die Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden Sitze, hat jener (Ehe-)Partner
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die h6heren Einkiinfte im Sinne der Z 1
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erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe Einkiinfte im Sinne der Z 1, steht der
Absetzbetrag dem haushaltsfiihrenden (Ehe-)Partner zu.”

GemaR § 106 Abs. 1 EStG 1988 in der im Beschwerdefall malRgebenden Fassung BGBI | Nr
2009/135 gelten als Kinder iSd Einkommensteuergesetzes Kinder, fir die dem Steuerpflichtigen
oder seinem (Ehe)Partner (Abs. 3 leg cit) mehr als sechs Monate im Kalenderjahr ein
Kinderabsetzbetrag nach § 33 Abs. 3 leg cit zusteht.

GemaR § 33 Abs. 3 EStG 1988 in der im Beschwerdefall malgebenden Fassung BGBI | Nr
2012/112 steht ein Kinderabsetzbetrag von monatlich EUR 58,40 fiir jedes Kind jenen
Steuerpflichtigen zu, denen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
Familienbeihilfe gewahrt wird.

Gemal § 33 Abs. 4 EStG 1988 idF vor Budgetbegleitgesetz 2011, BGBI | Nr 2010/111 (BBG
2011) konnten Alleinverdiener ohne Kind den Alleinverdienerabsetzbetrag geltend machen.

Entsprechend des in freier Beweiswiirdigung festgestellten Sachverhaltes geht das
Bundesfinanzgericht in rechtlicher Hinsicht davon aus, dass der Beschwerdefiihrer im
Streitzeitraum keine Kinder iSd § 106 EStG 1988 hatte und somit dem Wortlaut des § 33 Abs. 4
Z 1 EStG 1988 entsprechend die rechtlichen Voraussetzungen fir die Inanspruchnahme des
Alleinverdienerabsetzbetrages nicht gegeben waren.

Die Beschwerde vom 10. Februar 2021 gegen den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2015
richtet sich nunmehr im Wesentlichen gegen die Verfassungswidrigkeit sowie
Unionsrechtswidrigkeit der Nichtberticksichtigung der Verminderung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit durch die Unterhaltspflicht des Beschwerdefiihrers fiir die einkommenslose
Ehefrau insbesondere durch den Alleinverdienerabsetzbetrag bei kinderlosen Paaren.

Soweit der Beschwerdefiihrer in der Beschwerde wiederholt auf seine Ausflihrungen in den
Schriftsatzen die Vorjahre betreffend verweist, ist er darauf hinzuweisen, dass eine solche
bloBe Verweisung auf den Inhalt eines anderen Schriftsatzes keine gesetzmaRige Ausfiihrung
eines Rechtsmittels darstellt (vgl VWGH 15. Dezember 2009, 2007/18/0806). Es kann namlich
ein Rechtsmittel als in sich geschlossene selbstandige Verfahrenshandlung nicht durch
Bezugnahme auf den Inhalt anderer (im Verfahren erstatteter) Schriftsatze erganzt werden
(siehe VWGH 2. September 2020, Ra 2016/08/0006, mwN).

Hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit wird im Wesentlichen ausgefiihrt, dass die
Verminderung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit durch die Unterhaltspflicht fur die
einkommenslose Ehefrau bei Steuerpflichtigen ohne Kinder in der geltenden Rechtslage nicht
beriicksichtigt sei. Dadurch wiirde eine direkte Diskriminierung zwischen Steuerpflichtigen mit
und ohne Kinder sowie eine indirekte Diskriminierung sowohl nach dem Geschlecht als auch
Alter vorliegen.
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Der Gesetzgeber strich mit BBG 2011, BGBI | Nr 2010/111 die Bericksichtigung des
Alleinverdienerabsetzbetrages nach § 33 Abs. 4 EStG 1988 fiir Alleinverdiener ohne Kind. Als
mafRgebende Begriindung wird in den Gesetzesmaterialien zum BBG 2011 die Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes genannt (siehe VfGH 10. Juni 1992, B 1257/91;

VfGH 12. Dezember 2019, G 290/91), wonach Unterhaltsaufwendungen gegenliber dem
Ehepartner steuerlich unbeachtlich bleiben kénnten. Ob zwischen Ehepartnern ein
Unterhaltsanspruch bestehe, hange namlich nach den Gesetzesmaterialien —anders als bei
Kindern — von mannigfaltigen Umstanden ab, die weitgehend der Disposition der Ehegatten
unterliegen wiirden und insofern als Sache der persdnlichen Lebensgestaltung oder des
personlichen Risikos anzusehen seien (siehe EB RV 981 BIgNR 24. GP 125).

Dem Beschwerdefiihrer ist beizupflichten, dass nach der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes grundsatzlich auf die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des
Einkommensteuerpflichtigen — als Ausfluss des Gleichheitssatzes — Bedacht zu nehmen ist
(siehe VfGH 12. Dezember 1991, G 290/91; VfGH 7. Méarz 1995, B 301/94; VfGH

17. Oktober 1997, G 168/96, G 285/96; VfGH 27. November 2000, B 1370/00 und VfGH

7. Dezember 2006, B 242/06). Aus dem Leistungsfahigkeitsprinzip leiten sich das objektive und
subjektive Nettoprinzip ab. Dem objektiven Nettoprinzip entspricht die Berlcksichtigung von
Aufwendungen, die durch die Erzielung des Einkommens verursach werden; somit die
grundsatzliche Abzugsfahigkeit von Betriebsausgaben und Werbungskosten (vgl
Kirchmayr/Bodis/Hammerl in Doralt/Ruppe'? (2019) Rz 25). Dabei erkennt der
Verfassungsgerichtshof einen breiten Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers an (siehe
insbesondere VfGH 9. Dezember 2014, G 136/2014 ua). Soweit das Einkommen zur
Befriedigung des personlichen bzw familiaren Existenzminimums oder zur Deckung besonderer
Ausgabenerfordernisse bendétigt wird, tragt das Einkommensteuergesetz dem insbesondere
durch Absetzbetrage sowie durch die Beriicksichtigung auRergewdhnlicher Belastungen
Rechnung (vgl Kirchmayr/Bodis/Hammerl in Doralt/Ruppe*? (2019) Rz 26).

In diesem Zusammenhang hat sich der Verfassungsgerichtshof bereits vermehrt mit der Frage
auseinandergesetzt, inwieweit Unterhaltszahlungen aus verfassungsrechtlicher Sicht im System
der Einkommensteuer beriicksichtigt werden missen (VfGH 12. Dezember 1991, G 188-
189/91). Im Zuge dessen sprach er aus, dass die Leistung von Unterhaltszahlungen an Kinder —
im Gegensatz zu Unterhaltszahlungen an Ehepartner (siehe VfGH 10. Juni 1992, B 1257/91) —
nicht bloB Sache privater Lebensgestaltung oder persénlichen Risikos ist, sondern sich als
Ausfluss des Leistungsfahigkeitsprinzips in der steuerlichen Beurteilung widerspiegeln muss
(wobei steuerlich [zumindest] die Halfte des gesetzlich geschuldeten Kindesunterhaltes
berticksichtigt werden muss) (siehe VfGH 27. Juni 2001, B 1285/00).

Dass jedoch Unterhaltsaufwendungen gegeniiber dem Ehepartner steuerlich unbeachtlich
bleiben kdnnen, entspricht — entgegen der Zweifel des Beschwerdefiihrers — der
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (vgl VfGH 10. Juni 1992, B 1257/91; VfGH
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12. Dezember 2019, G 290/91). Soweit der Beschwerdefuhrer ins Treffen fiihrt, dass keine
(rechtliche) Dispositionsmdglichkeit des Mannes hinsichtlich eines Arbeitsverhaltnisses der
Frau gegeben sei, ist er darauf hinzuweisen, dass dies auf beide Ehepartner gleichermalRen
zutrifft. Faktisch werden jedoch Dispositionen und Entscheidungen das gemeinsame
Zusammenleben betreffend in einer Ehegemeinschaft regelmalRig in Abstimmung getroffen. So
legt auch der Verfassungsgerichthof im Erkenntnis vom 10. Juni 1992, B 1257/91 dar, dass die
Frage, ob zwischen Ehegatten ein Unterhaltsanspruch besteht oder nicht, (anders als beim
Kindesunterhalt) von mannigfaltigen Umstanden abhangt, die weitgehend der Disposition der
Ehepartner unterliegen und insofern als Sache privater Lebensgestaltung oder personlichen
Risikos anzusehen sind. Im Erkenntnis vom 12. Dezember 1992, B 145/92 hat der
Verfassungsgerichtshof — darauf Bezug nehmend — betont, dass der Gesetzgeber nicht
verhalten ist, die als Folge privater Lebensgestaltung oder persoénlichen Risikos auftretende
Unterhaltspflicht von Ehegatten dhnlich der Unterhaltspflicht fir Kinder zu berticksichtigen. Er
darf dabei jedoch die steuerliche Beglinstigung des Alleinverdienerabsetzbetrages auch an
andere sachliche Kriterien knupfen (siehe VfGH 29. September 2011, G 27/11).

Soweit der Beschwerdeflihrer weiters vorbringt, dass der rechtspolitische
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers kein Beurteilungsmalistab fir die
VerfassungsmaRigkeit einer Regelung sei, ist er auf die standige Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes zu verweisen, wonach der Gleichheitssatz keine Handhabe gibt, tGber
die ZweckmaRigkeit oder Gerechtigkeit einer Regelung oder den optimalen Weg zur
Zielerreichung zu urteilen (vgl Mayer/Kucsko-Stadelmayer/Stéger, Bundesverfassungsrecht!!
(2015), Rz 157, mit Nachweisen der Judikatur). Der Verfassungsgerichtshof hat in standiger
Judikatur zum Ausdruck gebracht, dass der Gesetzgeber bei Verfolgung familienpolitischer
Ziele frei ist (vgl VfGH 24. Marz 1979, B 175/78). Das bloRe Vertrauen auf den unverdnderten
Fortbestand der gegebenen Rechtslage als solches genieRt dabei keinen besonderen
verfassungsrechtlichen Schutz (vgl VfGH 10. Oktober 2002, B 913/02, mwN). Vielmehr bleibt es
dem Gesetzgeber auf Grund des ihm zukommenden rechtspolitischen Gestaltungsspielraumes
unbenommen, eine einmal geschaffene Rechtsposition auch zu Lasten des Betroffenen zu
verandern (zB VfGH 29. November 2006, B 525/06, mwN). Nur unter besonderen Umstdanden
muss den Betroffenen zur Vermeidung unsachlicher Ergebnisse die Gelegenheit gegeben
werden, sich rechtzeitig auf die neue Rechtslage einzustellen (vgl etwa

VfGH 17. Dezember 1993, B 828/92).

Solche Umstande liegen im Hinblick auf die Nichtberiicksichtigung des
Alleinverdienerabsetzbetrages fiir kinderlose Paare mit dem BBG 2011 nicht vor (vgl VfGH

29. September 2011, G 27/11). Der Verfassungsgerichtshof hat sich bereits im Erkenntnis vom
29. September 2011, G 27/11 mit der nunmebhr strittigen Beseitigung des
Alleinverdienerabsetzbetrages fiir kinderlose Partnerschaften mit dem BBG 2011
auseinandergesetzt und hegte keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Dies weder hinsichtlich
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einer Ungleichbehandlung von kinderlosen Ehepaaren und Ehepaaren mit Kindern bzw
Pensionisten und Erwerbstatigenhaushalten noch hinsichtlich des Vertrauensschutzes.

Ebenso konnte der Verfassungsgerichtshof in der gleichen Thematik die Einkommensteuer des
Beschwerdefiihrers flr das Jahr 2011 betreffend (UFS 11. Juli 2012, GZ RV/1715-W/12) keine
Verfassungswidrigkeit dahingehend erkennen, weswegen er die Behandlung der Beschwerde
mit Beschluss ablehnte (siehe VfGH 21. Februar 2013, B 1064/12-3).

Vor dem Hintergrund der rechtlichen Ausfiihrungen und der naher dargestellten Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes hegt das Bundesfinanzgericht keine Zweifel an der
Verfassungskonformitat der Einschrankung des Alleinverdienerabsetzbetrages auf Paare mit
Kindern durch das BBG 2011.

Hinsichtlich der Unionsrechtswidrigkeit bringt der Beschwerdefiihrer in der Beschwerde
zusammengefasst vor, die Regelung widerspreche dem dem Unionsrecht allgemein
innewohnenden Sachlichkeitsgebot. Unionsrechtlich sei eine diskriminierende Regelung nur zu
erlaubten Zwecken erlaubt, wenn diese Zwecke anders nicht erreicht werden kdnnten. Rein
fiskalistische Zwecke, wie im Beschwerdefall die Streichung des Alleinverdienerabsetzbetrages
fir kinderlose Paare, wiirden keine sachliche Rechtfertigung darstellen.

Da der Schutzbereich der Grundfreiheiten nur bei Auslandsbezug des Sachverhaltes er6ffnet ist
(vgl etwa zuletzt VWGH 2. Juni 2021 Ra 2021/06/0084, mwN), ein solcher jedoch entsprechend
des in freier Beweiswirdigung festgestellten Sachverhaltes im Beschwerdefall nicht gegeben
ist, zeigt der Beschwerdefiihrer mit diesem bloR allgemein gehaltenen Vorbringen keine Frage
auf, die im gegenstandlichen Verfahren entscheidungsrelevant sein konnte.

Soweit der Beschwerdeflihrer ,vorbeugend” sein Begehren unsubstantiierten auf den
unmittelbar anzuwendenden Art 2 EUV mit Hinweis auf das Urteil des EuGH vom 24. Juni 2019,
Kommission/Polen, C-619/18, stitzt, wird damit ebenfalls nicht dargetan, inwieweit eine
Unionsrechtswidrigkeit im Beschwerdefall gegeben sein soll.

Art 2 EUV lautet:

,Die Werte, auf die sich die Union griindet, sind die Achtung der Menschenwiirde, Freiheit,
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte
einschliefllich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehéren. Diese Werte sind allen
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus,
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidaritdt und die Gleichheit von Frauen und
Mdnnern auszeichnet.”

Art 19 Abs. 1 EUV lautet:
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(1) Der Gerichtshof der Europdischen Union umfasst den Gerichtshof, das Gericht und
Fachgerichte. Er sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der
Vertrdge.

Die Mitgliedstaaten schaffen die erforderlichen Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer
Rechtsschutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewdhrleistet ist.”

In dem vom Beschwerdefiihrer ins Treffen geflihrten Urteil des Gerichtshofes der Europaischen
Union vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, hat sich der Gerichtshof in einem
Vertragsverletzungsverfahren mit der Rechtsstaatlichkeit unter dem Aspekt des Grundsatzes
der richterlichen Unabhéangigkeit, insbesondere der Unabsetzbarkeit von Richtern im
Zusammenhang mit der Herabsetzung des Ruhestandsalters fiir Richter des polnischen
Obersten Gerichtes, auseinandergesetzt und dabei die unmittelbare Anwendbarkeit des Art 19
Abs. 1 Unterabs 2 EUV hervorgehoben.

In Rn 42 und 43 des zitierten Urteiles bezieht sich der Gerichtshof der Europaischen Union auf
den vom Beschwerdefiihrer genannten Art 2 EUV und fiihrt aus, dass die Union aus Staaten
besteht, die die in Art 2 EUV genannten Werte von sich aus und freiwillig Gbernommen haben,
diese achten und sich fiir deren Forderung einsetzen, so dass das Unionsrecht auf der
grundlegenden Pramisse beruht, dass jeder Mitgliedstaat mit allen Gbrigen Mitgliedstaaten
eine Reihe gemeinsamer Werte teilt und anerkennt, dass diese sie mit ihm teilen (vgl auch
EuGH 10. Dezember 2018, Wightman ua, C-621/18, Rn 63, mwN). Diese Pramisse impliziert
und rechtfertigt die Existenz gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten und
insbesondere ihren Gerichten bei der Anerkennung dieser Werte, auf die sich die Union griindt
und zu denen die Rechtsstaatlichkeit gehort und damit bei der Beachtung des Unionsrechts,
mit dem diese umgesetzt werden (vgl auch EuGH 27. Februar 2018, Associa¢do Sindical dos
Juizes Portugueses, C- 64/16, Rn 30 sowie EuGH 25. Juli 2018, Minister for Justice and Equality
[Mdingel des Justizsystems], C- 216/18 PPU, Rn 35).

Gegenseitiges Vertrauens besteht auch darauf, dass die nationalen Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten in der Lage sind, einen gleichwertigen und wirksamen Schutz der in der Charta
anerkannten Grundrechte, zu bieten (EuGH 19. Marz 2019, Jawo, C- 163/17, Rn 80 sowie EuGH
19. Mérz 2019, Ibrahim, C-297/17).

Art 19 EUV Ubertragt in diesem Kontext, mit dem der in Art 2 EUV proklamierte Wert der
Rechtsstaatlichkeit konkretisiert wird, den nationalen Gerichten und dem Gerichtshof die
Aufgabe, die volle Anwendung des Unionsrechts in allen Mitgliedstaaten und den gerichtlichen
Schutz, die den Einzelnen aus diesem Recht erwachsen, zu gewahrleisten (vgl EuGH

27. Februar 2018, Associa¢do Sindical dos Juizes Portugueses, C- 64/16, Rn 32; EuGH

25. Juli 2018, Minister for Justice and Equality [Mdngel des Justizsystems], C- 216/18 PPU,

Rn 50, mwN sowie EuGH 24. Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, Rn 47 und 48).
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Insoweit —und wie in Art 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV vorgesehen — schaffen die Mitgliedstaaten
die erforderlichen Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz (zur
Gewahrleistung der Gerechtigkeit) in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewahrleistet
ist (vgl EUGH 24. Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, Rn 54, mwN).

Dabei ergibt sich der dem Art 19 EUV innewohnende Grundsatz des wirksamen gerichtlichen
Schutzes der dem Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte aus den
gemeinsamen Verfassungsiiberlieferungen der Mitgliedsstaaten — somit auch des
Osterreichischen Verfassungsrechtes — und ist somit als allgemeiner Grundsatz des Unionsrecht
anzusehen (vgl EuGH 24. Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, Rn 49, mwN).
Dementsprechend normiert Art 49 EUV die Achtung und Férderung der in Art 2 EUV genannten
Werte als Beitrittsvoraussetzung zur Europaischen Union.

Daraus folgt, dass die Achtung der in Art 2 EUV verankerten Werte durch einen Mitgliedstaat
eine Voraussetzung flir den Genuss aller Rechte ist, die sich aus der Anwendung der Vertrage
auf diesen Mitgliedstaat ergeben. Ein Mitgliedstaat darf daher seine Rechtsvorschriften nicht
dergestalt andern, dass der Schutz des Wertes der Rechtsstaatlichkeit vermindert wird, eines
Wertes, der namentlich durch Art 19 EUV konkretisiert wird (vgl EUGH 2. Marz 2021, A.B. ua
[Ernennung von Richtern am Obersten Gericht — Rechtsbehelf], C- 824/18, Rn 108 sowie EuGH
20. April 2021, Repubblika, C- 896/19, Rn 63. In diesem Zusammenhang kommt es — wie vom
Beschwerdefiihrer zutreffend ausgefiihrt — nicht auf die Anwendungsvoraussetzungen im Sinne
des Art 51 GRC an (vgl EuGH 24. Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, Rn 50, mwN).

Dementsprechend kénnen die nationalen Rechtsvorschriften Gegenstand einer Kontrolle
anhand von Art 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV sein.

Nach Art 140 B-VG obliegt die Uberpriifung der Verfassungskonformitit von Gesetzen in
Osterreich ausschlieRlich dem Verfassungsgerichtshof. Dass der dsterreichische Gesetzgeber
den Wert der Rechtsstaatlichkeit im Sinne der Uberpriifung der Verfassungskonformitit von
Gesetzes insbesondere im Hinblick auf den Wert der Gerechtigkeitstiberpriifung
(Sachlichkeitsgrundsatz) eingeschrankt hatte (vgl EuGH 20. April 2021, Repubblika, C- 896/19,
Rn 62 sowie EuGH 22. Juni 2021, Venezuela/ Rat, C- 872/19 P. Rn 48), wird weder vom
Beschwerdefiihrer behauptet, noch finden sich Anhaltspunkte durch die Gesetzgebung. Fiir das
Bundesfinanzgericht ist daher nicht ersichtlich, inwieweit die in Art 2 EUV verankerten Werte
der Rechtsstaatlichkeit sowie in diesem Zusammenhang auch der Gerechtigkeit seitens des
Osterreichischen Gesetzgebers beschrankt worden waren, sodass der gerichtliche Rechtsschutz
nicht mehr gewahrleistet sei.

Dariberhinausgehend wird der allgemeine Gleichheitsgrundsatz durch mehrere
Bestimmungen der Grundrechte-Charta konkretisiert (vgl Obwexer in Mayer/Stéger,
EUV/AEUV Art 2 Rz 25 (Stand 11. Lieferung). So normiert Art 20 GRC die Gleichheit aller
Personen vor dem Gesetz. Art 21 GRC erweitert den Grundsatz der Nichtdiskriminierung tber
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die Staatsangehdorigkeit hinaus auf andere Unterscheidungsmerkmale wie Rasse, Hautfarbe,
ethnische oder soziale Herkunft, genetische Merkmale, Sprache, Religion oder
Weltanschauung, Zugehorigkeit zu einer Minderheit, Behinderung, Alter oder sexuelle
Ausrichtung.

Die Grundrechte-Charta ist jedoch gemaf ihrem Art 51 GRC "ausschlieRlich bei der
Durchfiihrung des Rechts der Union" anzuwenden (vgl dazu etwa das die Umsatzsteuer
betreffende Erkenntnis VWGH 23.1.2013, 2010/15/0196 und als Gegenbeispiel zur
Einkommensteuer VWGH 10.3.2016, Ra 2015/15/0041, Rn 24 und 25). Im Beschwerdefall ist
diese Anwendungsvoraussetzung nicht gegeben.

Soweit der Beschwerdefiihrer die Vorlagepflicht des Bundesfinanzgerichtes nach Art 267 AEUV
an den Gerichtshof der Europaischen Union vorbringt, ist er insbesondere auf das von ihm
selbst im Vorlageantrag ins Treffen geflihrte Urteil des EUGH vom 6. Oktober 1982, C.I.L.F.I.T.
ua, 283/81, zu verweisen.

Art 267 AEUV lautet:

,Der Gerichtshof der Europdischen Union entscheidet im Wege der Vorabentscheidung

a) liber die Auslegung der Vertrdge,

b) liber die Gliltigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder
sonstigen Stellen der Union,

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und hdlt dieses Gericht
eine Entscheidung dariiber zum Erlass seines Urteils fiir erforderlich, so kann es diese Frage dem
Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen.

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht
gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts
angefochten werden kénnen, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofs verpflichtet.
Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren, das eine inhaftierte Person betrifft,
bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, so entscheidet der Gerichtshof innerhalb kiirzester
Zeit.”

Ein einzelstaatliches Gericht ist, soweit gegen seine Entscheidung kein Rechtsmittel gegeben
ist, grundsatzlich verpflichtet, den Gerichtshof gemal Art 267 Abs. 3 AEUV anzurufen, wenn
sich in einem bei ihm anhdngigen Verfahren eine Frage nach der Auslegung der Vertrage stellt
(vgl EuGH 6. Oktober 1982, C.I.L.F.I.T. ua, 283/81, insbesondere Rn 4, 8 und 21 sowie EuGH

15. Marz 2017, Aquino, C-3/16, Rn 42 und EuGH 4.10.2018, Kommission/Frankreich, C-416/17).

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union ist bei der Beurteilung der
Frage, ob ein nationales Gericht als letztinstanzliches Gericht eine Vorlagepflicht nach Art 267

Abs. 3 AEUV trifft, darauf abzustellen, ob die Entscheidung des Gerichts im konkreten Einzelfall
nicht mehr durch Rechtsmittel angefochten werden kann. Der Umstand, dass die Entscheidung
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Uber das Rechtsmittel von einer vorherigen Zulassungserklarung durch ein Hochstgericht
abhangt, hindert ebenso wenig das Vorliegen eines Rechtsmittels wie eine allfallige
Beschrankung der Rechtsmittelgriinde (siehe EuGH 4. Juni 2002, Lyckeskog, C-99/00 und EuGH
16. Dezember 2008, Cartesio, C-210/06). Das Hochstgericht ist in solchen Fallen dann, wenn
sich eine entsprechende Frage der Auslegung einer unionsrechtlichen Norm stellt, verpflichtet,
"entweder im Stadium der Zulassungsprifung oder in einem spateren Stadium eine
Vorabentscheidungsfrage vorzulegen" (EuGH 4. Juni 2002, Lyckeskog, C-99/00, Rn 18).

Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist — unter Bezugnahme auf das Urteil
des Gerichtshofs der Europaischen Union vom 4. Juni 2002, Lyckeskog, C-99/00 — ein
Hochstgericht auch in den Fallen, in denen nur mehr das Rechtsmittel der aullerordentlichen
Revision zur Verfligung steht, als letztinstanzliches Gericht im Sinne des Art 267 AEUV
anzusehen. Der Verwaltungsgerichtshof war auch bereits in jenen Fallen, in denen er nach der
friheren Rechtslage zur Ablehnung ermachtigt war, als letztinstanzliches Gericht anzusehen,
weil fir ihn die Moglichkeit bestand, von der Ablehnung abzusehen und dem Gerichtshof der
Europaischen Union eine entscheidungsrelevante Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen (vgl
Aichlreiter, Art 129a B-VG, in: Kneihs/Lienbacher [Hrsg.], Rill-Schaffer-Kommentar
Bundesverfassungsrecht [6. Lfg 2010] Rz 56; Kéhler, Art 129a B-VG, in: Korinek/Holoubek
[Hrsg.], Osterreichisches Bundesverfassungsrecht [1. Lfg 1999] Rz 77; Grabenwarter, Art 131
B-VG, in: Korinek/Holoubek [Hrsg.], Osterreichisches Bundesverfassungsrecht [8. Lfg 2007]

Rz 71). Insofern sind vor dem Hintergrund der oben angefiihrten Rechtsprechung des
Gerichtshofs der Europadischen Union die Verwaltungsgerichte nicht als letztinstanzliche
Gerichte iSd Art 267 Abs. 3 AEUV anzusehen, weil deren Entscheidungen noch mit
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts beim Verwaltungsgerichtshof angefochten werden
konnen (vgl VfGH 26. September 2014, E 304/2014, mwN).

Da im Beschwerdefall die Revision an den Verwaltungsgerichtshof nicht von Gesetzes wegen
ausgeschlossen ist, stellt das Bundesfinanzgericht kein letztinstanzliches Gericht im Sinne des
Art 267 Abs. 3 AEUV dar. Seine Entscheidungen kdnnen noch mit Rechtsmitteln des
innerstaatlichen Rechts angefochten werden, sodass das Bundesfinanzgericht schon aus
diesem Grund nicht vorlagepflichtig sein kann (siehe dazu die zahlreiche bespielhaft
aufgezahlte Rechtsprechung des VWGH 27. Juli 2016, Ra 2016/06/0003; VWGH 28. Februar
2018, Ra 2015/06/0063; VWGH 25. April 2018, Ra 2016/06/0028; VWGH 30.1.2019,

Ra 2018/06/0260, mwN; VwWGH 3. Februar 2020, Ra 2019/02/0254 und VWGH 8. Oktober 2020,
Ra 2020/06/0177). Fur den Verwaltungsgerichtshof besteht demgegenuber grundséatzlich die
Moglichkeit (und gegebenenfalls die Verpflichtung als letztinstanzliches Gericht), eine Revision
zuzulassen, um dem Gerichtshof der Europaischen Union eine entscheidungsrelevante
unionsrechtliche Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen, indem er (vom Verwaltungsgericht
nicht bericksichtigte) Zweifel iber die Auslegung von Unionsrecht als Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung qualifiziert (VWGH 3. Februar 2020, Ra 2019/02/0254).
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Dariliber hinaus besteht (fiir ein letztinstanziches Gericht) keine Vorlagepflicht, wenn das
Gericht feststellt, dass die gestellte Frage nicht entscheidungserheblich ist, dass die
betreffende unionsrechtliche Bestimmung bereits Gegenstand einer Auslegung durch den
Gerichtshof war oder dass die richtige Anwendung des Unionsrechts derart offenkundig ist,
dass fir einen verniinftigen Zweifel keinerlei Raum bleibt; ob ein solcher Fall gegeben ist, ist
unter Berlicksichtigung der Eigenheiten des Unionsrechts, der besonderen Schwierigkeiten
seiner Auslegung und der Gefahr voneinander abweichender Gerichtsentscheidungen
innerhalb der Union zu beurteilen (vgl EuGH 6. Oktober 1982, C.I.L.F.I.T. ua, 283/81 sowie auch
EuGH 6. Oktober 1982, Silfit ua, 283/81, EuGH 9. September 2015, Ferreira da Silva e Brito ua,
C- 160/14 und EuGH 28. Juli 2016, Assoziation France Nature Environment, C- 379/15).

Wie bereits ausgefiihrt, konnte seitens des Beschwerdefiihrers nicht aufgezeigt werden,
inwieweit die in Art 2 EUV verankerten Werte der Rechtsstaatlichkeit sowie in diesem
Zusammenhang der Gerechtigkeit seitens des Osterreichischen Gesetzgebers beschrankt
worden waren. Da das Bundesfinanzgericht entsprechend der zitierten (und auch vom
Beschwerdefiihrer ins Treffen geflihrten) Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europdischen
Union keinen Zweifel an der unveranderten Gewahrleistung des gerichtlichen Rechtsschutzes
im Sinne des Art 19 Abs. 1 EUV hegt, sieht es mangels erkennbarer Unionsrechtswidrigkeit
keine Veranlassung, eine Frage zur Vorabentscheidung an den Gerichtshof der Europaischen
Union zu richten (vgl nochmals zB EuGH 6. Oktober 1982, C.I.L.F.I.T. ua, 283/81).

Da im Beschwerdefall nach dem Wortlaut und Telos des § 33 Abs. 4 Z 1 EStG 1988 die
Voraussetzungen fiir die in Inanspruchnahme des Alleinverdienerabsetzbetrages fiir kinderlose
Ehepaare im Streitjahr 2015 nicht gegeben waren (vgl auch VwGH 18. September 2013,
2013/13/0049; VWGH 26. Juli 2017, Ra 2017/13/00037 und VWGH 12. Juni 2019,

Ra 2019/13/0022), war spruchgemal zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme des Alleinverdienerabsetzbetrages
ergeben sich aus dem klaren Wortlaut des § 33 Abs. 4 Z 1 EStG 1988. Das Bundesfinanzgericht
ist zudem in diesem Zusammenhang nicht von der naher zitierten Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes abgegangen (vgl VWGH 18. September 2013, 2013/13/0049; VwWGH
26.Juli 2017, Ra 2017/13/00037 und VWGH 12. Juni 2019, Ra 2019/13/0022). Dartiber hinaus
waren die in freier Beweiswiirdigung vorgenommenen Feststellungen des maRgeblichen
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Sachverhaltes entscheidungswesentlich (vgl zB VWGH 25. Februar 2016, Ra 2016/16/0006). Die
Voraussetzungen fiir eine Revisionszulassung nach Art 133 Abs. 4 B-VG liegen somit nicht vor.

Wien, am 9. August 2021

16 von 16



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




